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Vorwort 

Die vorliegende Dissertation wurde im Sommersemester 1991 von der Juristi-
schen Fakultät der Ruhr-Universität Bochum angenommen. Für die Betreuung 
der Arbeit bin ich Prof. Dr. Peter J. Tettinger zu Dank verpflichtet, der diese 
Untersuchung von der Auswahl des Themas bis zur Erstattung des Erstgutachtens 
mit großem Interesse an der Problematik begleitet und gefördert hat. Das Zweit-
gutachten hat Prof. Dr. Wilfried Erbguth erstellt. 

Die Untersuchung wurde im April 1991 abgeschlossen. Rechtsprechung und 
Literatur konnten für die Drucklegung mitunter noch bis Herbst 1991 berücksich-
tigt werden. Die Aktualität des Themas, das nicht nur Wissenschaft und Recht-
sprechung, sondern auch den Gesetzgeber zunehmend beschäftigt, macht es 
unvermeidlich, daß einige Ausführungen zwischen Fertigstellung des Manu-
skripts und Erscheinen der gedruckten Fassung bereits wieder von der weiteren 
Entwicklung eingeholt werden. Dies gilt beispielsweise für die Überlegungen 
hinsichtlich der Zulassung mobiler Anlagen zu Zwecken der Altlastensanierung 
(hierzu nunmehr die Änderung der 4. BlmSchV vom 28.8.1991, BGBI. I 
S. 1838). Auch liegt die Endfassung der bislang nur in der Form von Zwischenbe-
richten zur Verfügung stehenden Untersuchung des Umweltbundesamtes zur 
Verbesserung des Zulassungsverfahrens für Abfallentsorgungsanlagen zum ge-
genwärtigen Zeitpunkt noch nicht vor. 

Gladbeck, im Februar 1992 
Annette Kleinschnittger 
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= Bundesverfassungsgericht 
= Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts (amtliche 

Sammlung) 
= Bundesverwaltungsgericht 
= Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts (amtliche 

Sammlung) 
= Deutsche Demokratische Republik 
= Dissertation 
= Die Öffentliche Verwaltung 
= Deutsches Verwaltungsblatt 
= Europäische Gemeinschaft 
= Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
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= Erläuterung 
= Entscheidungssammlung des Hessischen Verwaltungsgerichtshofs 

und des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg 
= Energiewirtschaftliche Tagesfragen 
= Europäische Zeitschrift für Wirtschaftsrecht 
= Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
= Gesetz zur Regelung der Gentechnik (Gentechnikgesetz) 
= Gewerbearchiv 
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GG 
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Hess.; hess. 
hess.AbfAG 

HessVGH 
Hrsg. 
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i. d. F. 
i. d. R. 
i. E. 
i. e. S. 
i. S. d. 
i. S. v. 
i. V. m. 
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JuS 
Kap. 
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LAbfG 
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LG 
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LT-Drs. 
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m.E. 
MinBl. 
m.w.N. 
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Abkürzungsverzeichnis 

= Gewerbeordnung 
= Gesellschaft zur Förderung der Entbürokratisierung 
= Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 
= Gesetz über die Verbreitung jugendgefahrdender Schriften 
= Gemeinsames Ministerialblatt 
= Gesetz- und Verordnungsblatt 
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= Gesetz über die Vermeidung, Verminderung, Verwertung und 
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= Hessischer Verwaltungsgerichtshof 
= Herausgeber 
= Halbsatz 
= in der Fassung 
= in der Regel 
= im Ergebnis 
= im engeren Sinne 
= im Sinne des 
= im Sinne von 
= in Verbindung mit 
= Informationsdienst des Instituts der deutschen Wirtschaft 
= Juristische Schulung 
= Kapitel 
= Kennzahl 
= Landesabfallgesetz 
= Landesbauordnung 
= (nw.) Gesetz zur Sicherung des Naturhaushalts und zur Entwick-

lung der Landschaft (Landschaftsgesetz) 
= Landkreistag 
= Landesplanungsgesetz 
= Leitsatz 
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= Landesverfassung 
= Landesverwaltungsgesetz 
= Landesverwaltungsverfahrensgesetz 
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= meines Erachtens 
= Ministerialblatt 
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Abkürzungsverzeichnis 

= Niedersächsisches Abfallgesetz 
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= Neue Zeitschrift für Strafrecht 
= Natur und Recht 
= Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht 
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= Abfallgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 
= Nordrhein-Westfälische Verwaltungsblätter 
= Oberlandesgericht 
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= Oberverwaltungsgericht 
= Entscheidungen des Preußischen Oberverwaltungsgerichts 
= Rheinland-Pfalz; rheinland-pfalzisch 
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PrOVGE 
Rh.Pf.; rh.pf. 
rh.pf.LAbfG = Landesgesetz zur Ausführung des Gesetzes über die Venneidung 

Rn. 
ROG 
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S. 
Saar!.; saar!. 
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und Entsorgung von Abfallen 
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= Raumordnungsgesetz 
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VG 
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= Strafgesetzbuch 
= ständige Rechtsprechung 
= Städte- und Gemeindebund 
= Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
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= Textziffer 
= Umweltbundesamt 
= Umweltgesetzbuch - Allgemeiner Teil (Entwurf) 
= Umwelt- und Planungsrecht 
= Umweltverträglichkeitsprüfung 
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= Verwaltungsblätter für Baden-Württemberg 
= Verwaltungsarchiv 
= Verwaltungsgericht 
= Verwaltungsgerichtshof 
= vergleiche 
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Abkürzungsverzeichnis 
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Verwaltungsrundschau 
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Verwaltungsgerichtsordnung 
Verwaltungsverfahrensgesetz 
Bundeswasserstraßengesetz 
Wasserhaushaltsgesetz 
Wirtschaft und Verwaltung 
Zeitschrift für Wasserrecht 



1. Kapitel 

Problemstellung 

A. Einführung 

"Alle machen Müll, aber keiner will ihn haben". I So läßt sich plakativ die 
Misere beschreiben, in der sich die noch junge Disziplin "Abfallrecht" derzeit 
befindet. Nachdem erst Anfang der 70er Jahre mit Erlaß des Abfallbeseitigungsge-
setzes überhaupt eine gesetzliche Regelung geschaffen worden ist,2 um der Ab-
fallprobleme einer modernen Industriegesellschaft Herr zu werden, bestimmt 
heute zunehmend Skepsis im Zusammenhang mit der Bewältigung abfallrechtli-
cher und abfallwirtschaftlicher Probleme die (rechts-)politische Diskussion. 3 Ins-
besondere das Zulassungsverfahren für Abfallentsorgungsanlagen ist wegen sei-
ner von vielen als unzumutbar lang empfundenen Dauer in das Kreuzfeuer der 
Kritik geraten. 4 Auf die Gefahr eines drohenden Entsorgungsinfarktes oder auch 
Müllnotstandes S wird in der Öffentlichkeit immer wieder mit Nachdruck hinge-
wiesen. 

Einerseits stellen unzureichend behandelte Abfälle eine - wie die heutigen 
Altlastenprobleme zeigen - kaum zu überschätzende Gefahr für Mensch und 
Natur dar, andererseits bedeutet aber auch jede einzelne Abfallentsorgungsanlage 
eine Umweltbelastung, sei es durch Emissionen, sei es bloß durch den fortschrei-
tenden Landschaftsverbrauch, der seinerseits in einem relativ dicht besiedelten 
Land nicht unterschätzt werden sollte. Das Dilemma wurzelt somit in der Tatsa-
che, daß Abfallentsorgung gleichermaßen verwirklichter Umweltschutz und Um-

I So treffend Jung, Die Planung in der Abfallwirtschaft, S. 14. 
2 Das AbfallbeseitigungsG wurde am 7.6.1972 verkündet; ähnlich spät auch die 

Entwicklung in anderen europäischen Staaten, z. B. in den Niederlanden, wo erst 1976 
ein Gesetz über chemische Abfallstoffe und 1977 ein allgemeines Gesetz über Abfallstof-
fe in Kraft traten; dazu Drupsteen, DVBI. 1990, 189 (192). 

3 In Bundestag und Bundesrat wird erwogen, das abfallrechtliche Planfeststellungsver-
fahren durch ein Genehmigungsverfahren nach dem BImSchG zu ersetzen; BT-Drs. 11/ 
6633, S. 2,4,38 (Beschlußempfehlung und Bericht des Umweltausschusses) und BT-
Drs. 11 /4909, Anlage 2, S. 39 (Stellungnahme des Bundesrates zur 3. BImSchG-Novel-
le). 

4 Dazu in jüngster Zeit die Beiträge von Große Hündfeld, Die Beseitigung rechtlicher 
Hemmnisse bei der Planung und Entsorgung von Sonderabfallentsorgungsanlagen (1989) 
und Beckmann / Appold / Kuhlmann, DVBI. 1988, 1002 ff. 

S So der Präsident des Umweltbundesamtes, von Lersner, zitiert nach Leibfried, Der 
Landkreis 1990, Heft 6, A 10. 

2* 
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weltbelastung oder zumindest -gefährdung ist. 6 Allerdings scheint für weite Be-
völkerungskreise der umweltgefährdende Charakter der Abfallentsorgung im 
Vordergrund zu stehen; dies dokumentieren Umfrageergebnisse, nach denen die 
Abfallentsorgung von 37% der Befragten als größte Gefahr für die Umwelt7, 

jedoch nur von 5 % als wichtigste Aufgabe des Umweltschutzes eingeschätzt 
wird. 8 

Für die nach § 3 Abs.2 AbfG (i. V. m. dem jeweiligen Landesrecht) entsor-
gungspflichtigen Körperschaften und unter den Voraussetzungen des § 3 Abs. 3 
und 4 AbfG für die entsorgungspflichtigen privaten Abfallbesitzer stellt sich 
nunmehr die Aufgabe, die erforderlichen Entsorgungskapazitäten zu schaffen. 
Dabei sind sie sich dessen bewußt, wie notwendig eine geordnete und gesicherte 
Abfallentsorgung nicht zuletzt auch als bedeutsamer Entscheidungsgesichtspunkt 
für die Neuansiedelung interessierter Gewerbebetriebe in der betreffenden Region 
ist. 9 Zugleich sehen sie sich aber den oftmals sehr engagierten Abwehrbestrebun-
gen 10 besorgter Anwohner gegenüber. Diese Zielkonflikte nach rechtlichen Krite-
rien zu bewerten und so einer ausgleichenden Lösung zuzuführen, ohne dabei 
die berechtigten Rechtsschutzinteressen aller Beteiligten über Gebühr zu strapa-
zieren, ist das Anliegen des abfallrechtlichen Zulassungsverfahrens. 

I. Entsorgungssituation in Deutschland 

Wirft man einen Blick zurück auf die Geschichte der Abfallentsorgung, so 
fallt auf, daß diese sich über die Jahrtausende hinweg zwar entwickelt hat, daß 
aber das Grundprinzip lange Zeit im wesentlichen unverändert blieb: Abfall 
wurde "beseitigt" im Sinne von "beiseite geschafft", im günstigsten Fall in eine 
Abfallgrube außerhalb der Ansiedlung gebracht. 11 Im weniger günstigen Fall, 
der während des gesamten Mittelalters indessen die Realität bestimmte, warf 
man den Müll einfach auf die Straße, so daß die Geschichte der Abfallentsor-
gung 12 lange Zeit mit der der Städte- und Straßenreinigung identisch war. 13 Erst 

6 Jung, Die Planung in der Abfallwirtschaft, S. 14. 
7 UBA, Daten zur Umwelt 1988/89, S.94. Die Umfrage erfolgte auf EG-Ebene; 

trotz einiger nationaler Unterschiede sind die Ergebnisse jedoch zumindest ihrer Tendenz 
nach vergleichbar. 

8 UBA, Daten zur Umwelt 1988/89, S. 92. 
9 Nordrhein-westfaIischer Städte- und Gemeindebund, StuGB 1990, 129; in diesem 

Sinne auch Tettinger, GewArch 1988, 41 (42), der die Entsorgungsfrage als einen 
zentralen Problembereich einer hochindustrialisierten Gesellschaft bezeichnet. 

10 Nach der Einschätzung von Ronellenfitsch, DÖV 1989, 737 (739 f.), sind die 
Erscheinungsformen dieser Abwehrbestrebungen durchaus mit dem Widerstand gegen 
Kern- und sonstige Kraftwerke vergleichbar. 

11 So schon zu einer Zeit 8000-9000 Jahre v. ehr.; vgl. Bilitewski / Härdtle / Marek, 
Abfallwirtschaft, S. 1. 

12 Zur Geschichte der Abfallbeseitigung siehe auch Lechner, Gesamtwirtschaftliche 
Probleme, S. 16 ff. 

13 Erhard, in: Hösel/ Schenkel / Schnurer, Müllhandbuch, Kennzahl 0110, S. 7. 
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durch die Erkenntnis, daß zwischen Hygienedefiziten und Sterblichkeit, insbeson-
dere im Hinblick auf die gefürchteten Choleraseuchen, ein direkter Zusammen-
hang bestand, sahen sich die Städte veraniaßt, sich dieses Problems anzuneh-
men.I4 Gegen Ende des 19. Jahrhunderts entstanden dann schon die ersten Müll-
verbrennungsanlagen (1876 in England und 1893 in Hamburg), zum Teil sogar 
bereits unter Nutzung der erzeugten Energie. 15 

Es mag nicht verwundern, daß sich im Vergleich zu diesen im wahrsten Sinne 
des Wortes mittelalterlichen Zuständen die Abfallproblerne erheblich geändert 
haben, und zwar sowohl in quantitativer als auch in qualitativer Hinsicht. Dennoch 
kennzeichnete eine mehr oder weniger ungeordnete Deponierung noch in den 
60er Jahren die Entsorgungssituation nicht nur in der Bundesrepublik; so gab es 
1972 ungefahr 50000 Ablagerungsplätze, 130 geordnete Deponien, 16 Kompost-
werke und 30 Müllverbrennungsanlagen. 16 Während in den Stadtstaaten naturge-
mäß der Verbrennung eine größere Bedeutung zukommt,17 liegt das Schwerge-
wicht bei den Flächenstaaten noch heute auf der Deponierung. 18 Doch ist die 
Anzahl der Anlagen erheblich verringert worden, so daß im Bundesgebiet schon 
1987 nur noch 339 Hausmülldeponien 19 und 12 öffentliche, oberirdische Sonder-
abfalldeponien 20 in Betrieb waren. Daneben existieren 50 Hausmüllverbren-
nungsanlagen, 27 Sonderabfallverbrennungs- und 15 Klärschlammverbrennungs-
anlagen21 , 28 Kompostwerke sowie 19 sonstige Anlagen. 22 

Dem gesetzlichen Leitbild entsprechend befinden sich die Entsorgungsanlagen 
überwiegend in der Hand öffentlich-rechtlicher Körperschaften, jedoch gibt es 
auch ungefahr 580 private Entsorgungsunternehmen (sog. Fremdentsorger), die 
sowohl auf dem Gebiet der Hausmüll- als auch der Sondermüllentsorgung tätig 
sind, dort allerdings zu praktisch 100 %. 23 Weiterhin betreiben auch einige Abfall-
produzenten die Entsorgung auf eigene Rechnung (sog. Eigenentsorger).24 Nach-
dem sich in den vergangenen Jahren zahlreiche leistungsfähige, mittelständische 
Unternehmen in der Entsorgungswirtschaft etabliert haben, wird für die Zukunft 
mit einem Konzentrationsprozeß auf einige wenige, aber starke Konkurrenten 
gerechnet. 25 

14 Bilitewski I Härdtle I Marek, Abfallwirtschaft, S. 1. 
15 Erhard, in: Hösel I Schenkel I Schnurer, Müllhandbuch, Kennzahl 0110, S. 11. 
16 Bilitewski I Härdtle I Marek, Abfallwirtschaft, S. 2. 
17 UBA, Daten zur Umwelt 1988 I 89, S. 451. Dies gilt entsprechend für Ballungsräu-

me; vgl. Schwermer, in: Kunig I Schwermer I Versteyl, AbfG, § 6 Rn. 21. 
18 UBA, Daten zur Umwelt 1988 I 89, S. 446. 
19 UBA, Daten zur Umwelt 1988 I 89, S. 462. 
20 UBA, Daten zur Umwelt 1988 I 89, S.463. 
21 Bericht in UPR 1990,258. 
22 Statistisches Jahrbuch 1987 für die Bundesrepublik Deutschland, S. 583. 
23 Schenkel, in: Hoppe I Appold, Umweltschutz in der Raumplanung, S. 132 (137). 
24 Bender I Sparwasser, Umweltrecht, Rn. 607. 
25 Schenkel, in: Hoppe I Appold, Umweltschutz in der Raumplanung, S. 132 (137). 
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